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Von jeher sind Familienunternehmen
in der Schweiz von grosser Bedeutung.
Rund 90% der schweizerischen Unter-
nehmen werden von einem einzelnen
Inhaber oder von mehreren Angehöri-
gen einer Familie beherrscht. Im be-
sonderen bei Familienunternehmen um-
fasst die unternehmerische Voraussicht
auch die Erhaltung des Betriebs und
damit nicht zuletzt auch die Sicherung
von Arbeitsplätzen über den Tod bzw.
das Ausscheiden des Inhabers aus dem
Betrieb hinaus. Untersuchungen haben
ergeben, dass nicht einmal die Hälfte
aller Familienunternehmen den Wech-
sel in die zweite Generation schafft, nur
jedes zehnte auch noch von der dritten
Generation geleitet wird und lediglich
jedes zwanzigste auch noch der vierten
Generation erhalten bleibt. Diese er-
staunlich tiefen Quoten haben verschie-
denste Ursachen. Eine davon dürfte
wohl die Tatsache sein, dass viele Be-
triebsinhaber der Regelung ihrer Nach-
folge zu wenig oder zu spät die nötige
Beachtung schenken.

Liechtensteinische Stiftung als
mögliche Alternative
Für die Regelung der Nachfolge in ei-
nem Familienunternehmen gibt es kei-
ne «pfannenfertige» Lösung. Nebst der
Wahl des geeigneten, fähigen Nachfol-
gers selbst sind verschiedenste Aspekte
einer Nachfolgeregelung, insbesonde-
re erbrechtlicher, ehegüterrechtlicher,
gesellschaftsrechtlicher und steuerrecht-
licher Art, zu berücksichtigen. Aus der
Koordination dieser Aspekte sowie der
Abwägung der Vor- und Nachteile der
sich grundsätzlich anbietenden Rege-

lungsvarianten ergibt sich nicht selten
eine bis ins letzte Detail massgeschnei-
derte Lösung. Bei der Entscheidung
über die Wahl der am besten geeigne-
ten rechtlichen Form der Nachfolge-
regelung sollte in jedem Falle auch die
Rechtsform der liechtensteinischen
Stiftung – durchaus auch in Kombina-
tion mit anderen Instrumenten rechtli-
cher Art – in Betracht gezogen werden.

Der vorliegende Artikel rückt die-
jenigen gesellschafts- bzw. stiftungs-
rechtlichen Rahmenbedingungen so-
wie vollstreckungsrechtlichen Vorzüge
einer liechtensteinischen Stiftung ins
Zentrum, welche im besonderen im
Zusammenhang mit der Nachfolge-
regelung bei Familienunternehmen ein
entscheidendes Kriterium darstellen
können. Aufgrund ihrer Vielfältigkeit
kann allerdings nur am Rande auf
erbrechtliche, ehegüterrechtliche und
steuerrechtliche Aspekte eingegangen
werden.

Familienstiftung als
Unternehmensholdingstiftung
Die als Unternehmensstiftung ausge-
staltete liechtensteinische Familienstif-
tung eignet sich vorab für die ausserfa-
miliäre Nachfolgeregelung, aber durch-
aus auch für Fälle, in denen sich ein
Familienmitglied als Nachfolger an-
bietet. Die Unternehmensstiftung ist
eine sog. Unternehmensträgerstiftung,
wenn sie selbst als Rechtsträger ein
Unternehmen betreibt, oder aber eine
sog. Holdingstiftung, wenn sie an ei-
nem Unternehmensträger, beispiels-
weise einer Aktiengesellschaft, die sich
unternehmerisch betätigt, mitglied-
schaftlich beteiligt ist. Eine liechten-
steinische Stiftung darf nun allerdings
ein nach kaufmännischer Art geführtes
Gewerbe nur betreiben, wenn dies der
Erreichung ihres nichtwirtschaftlichen

Zwecks dient oder Art und Umfang der
Haltung von Beteiligungen einen kauf-
männischen Betrieb erfordern. Die Er-
richtung einer Unternehmensträger-
stiftung, welche ein bestimmtes, in der
Regel nach kaufmännischer Art ge-
führtes Familienunternehmen als eige-
ner Rechtsträger desselben weiterbe-
treiben soll, ist nach liechtensteinischem
Recht demnach unzulässig, soweit es
sich dabei nicht um einen Betrieb mit
uneigennützigen Zielen, wie beispiels-
weise einem Altersheim oder einem
Museum, handelt. In der Schweiz sind
die Meinungen zur Zulässigkeit von
Unternehmensträgerstiftungen kontro-
vers. Die liechtensteinische Stiftung
eignet sich jedenfalls vorzüglich als
Holdingstiftung, in welche die Beteili-
gungen am Familienunternehmen ein-
gebracht werden. Besteht das Fami-
lienunternehmen in der Rechtsform ei-
ner Einzelfirma oder einer Kollektiv-
oder Kommanditgesellschaft, so wäre
im Hinblick auf die Einbringung des
Unternehmens in eine Holdingstiftung
noch eine Umwandlung in eine Kapi-
talgesellschaft (GmbH, AG) vorzuneh-
men. Zudem wären die steuerlichen
Folgen, sowohl der Umwandlung als
auch der Übertragung der Beteiligun-
gen auf die Holdingstiftung, abzuklä-
ren und gegebenenfalls Optimierungen
vorzunehmen.

Unterhaltsstiftungen möglich
Nach liechtensteinischem Recht kann
der Stifter frei zwischen einem ideel-
len, also nichtwirtschaftlichen Zweck
oder einem wirtschaftlichen (fidei-
kommissartigen) Zweck wählen. Bei
Stiftungen mit ideeller Zweckbestim-
mung sind die geldwerten Leistungen
der Stiftung (Ausschüttungen) an das
Vorhandensein eines besonderen sach-
lichen Grundes auf seiten der Begün-

Die liechtensteinische Stiftung als Instrument
zur Regelung der Unternehmensnachfolge
sowie zur Unternehmenssicherung
Nach Schätzungen müssen sich in den nächsten Jahren Zehntausende von «Patrons» der Regelung ihrer Nachfolge im
Familienbetrieb annehmen, wollen sie diesen mit ihrem Hinschied nicht dem «Zerfall», beispielsweise aufgrund erb-
rechtlicher Auseinandersetzungen unter ihren Erben, preisgeben. Im Hinblick auf die Nachfolgeregelung, und damit
nicht zuletzt zur Sicherung von Arbeitsplätzen, erweist sich die liechtensteinische Stiftung als Institution, welche bei der
Entscheidung über die rechtliche Form der Nachfolgeregelung durchaus in die engere Wahl gezogen werden sollte.
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stigten angeknüpft (Bedürftigkeit, Aus-
bildung usw.). Im Gegensatz zu Stif-
tungen mit ideellem Zweck kommen
solche Ausschüttungen dem statuta-
risch begrenzten Begünstigtenkreis bei
Stiftungen mit wirtschaftlichem Zweck
voraussetzungslos zu. Daher können –
anders als in der Schweiz – nach liech-
tensteinischem Recht errichtete Stif-
tungen durchaus auch als sog. Unter-
haltsstiftungen ausgestaltet werden.
Die liechtensteinische Stiftung bietet
sich deshalb dem Inhaber eines Fami-
lienbetriebs im Hinblick auf die Rege-
lung seiner Nachfolge in erster Linie
als Holdingstiftung mit wirtschaftli-
chem Zweck an. Der Betriebsinhaber
bringt dabei seine Beteiligungen am
Familienbetrieb in eine als Holding-
stiftung ausgestaltete Familienstiftung
ein. Den Zweck der Stiftung um-
schreibt er in der Stiftungsurkunde mit
der Erhaltung des Familienunterneh-
mens und der Ausschüttung von
Beteiligungserträgen und Bestandtei-
len des Stiftungsvermögens beispiels-
weise zur Deckung deren Unterhalts-
bedarfs an die aus dem Kreise seiner
Familie zu bestimmenden Begünstig-
ten, ohne dass solche Leistungen der
Stiftung vom Vorliegen gewisser Um-
stände bei den Begünstigten abhängig
gemacht werden.

Keine Pflicht zur Eintragung
in das Öffentlichkeitsregister
Da das Halten bzw. die Verwaltung von
Beteiligungen an lediglich einem bzw.
wenigen Familienunternehmen in der
Regel keinen kaufmännischen Betrieb
erfordert, wäre eine dazu zu errichten-
de, als Holdingstiftung ausgestaltete
Familienstiftung nicht in das liechten-
steinische Öffentlichkeitsregister, wel-
ches dem schweizerischen Handelsre-
gister entspricht, einzutragen. Eine sol-
che Unternehmensstiftung würde als
eigenes Rechtssubjekt ohne Eintra-
gung im Öffentlichkeitsregister entste-
hen. Immerhin wäre die Stiftungsur-
kunde nach liechtensteinischem Recht
aber beim Grundbuch- und Öffentlich-
keitsregisteramt in Vaduz zu hinterle-
gen (sog. hinterlegte Stiftung). Über
hinterlegte Stiftungen erteilt das Grund-
buch- und Öffentlichkeitsregisteramt
der breiten Öffentlichkeit keine Aus-
künfte; solche Akten können nur von

den statutarischen Organen der Stif-
tung und vom Hinterleger eingesehen
werden. Im übrigen müssen die Begün-
stigten einer hinterlegten Stiftung dem
Grundbuch- und Öffentlichkeitsregi-
steramt auch nicht bekanntgegeben
werden. Hinterlegte liechtensteinische
Stiftungen bzw. deren Stifter und Be-
günstigte kommen deshalb in den Ge-
nuss grösstmöglicher Anonymität. Zu-
dem unterstehen hinterlegte Stiftungen
auch keiner staatlichen Aufsicht. Na-
türlich können Holdingstiftungen, die
kein nach kaufmännischer Art geführ-
tes Gewerbe betreiben, trotz der nicht
bestehenden Eintragungspflicht in das
Öffentlichkeitsregister eingetragen
werden, wenn dies sinnvoll ist oder ge-
wünscht wird.

Betriebsinhaber als Stiftungsrat
Der Inhaber des Familienunterneh-
mens und Stifter der Holdingstiftung
kann sich in den Stiftungsurkunden
zum Stiftungsrat bestellen. Durchaus
kann er (zusätzlich) auch andere Fami-
lienmitglieder oder Vertrauenspersonen
als Stiftungsräte vorsehen. Mindestens
ein Mitglied des Stiftungsrates muss
allerdings die in Art. 180a des liechten-
steinischen Personen- und Gesell-
schaftsrechtes verankerten Anforde-
rungen erfüllen (Wohnsitz in einem
EWR-Staat, Inhaber einer liechtenstei-
nischen Treuhänderbewilligung oder
eines gleichwertigen Ausbildungsnach-
weises, inländische Treuhandtätigkeit).

Vorbehalt des Widerrufs
der Holdingstiftung möglich
In der Ausgestaltung seiner Stiftung
lässt das liechtensteinische Stiftungs-
recht dem Stifter – abgesehen von den
dargestellten Einschränkungen hin-
sichtlich des Betriebs von nach kauf-
männischer Art geführtem Gewerbe –
erhebliche Freiheit. Diese Freiheit be-
steht nach dem einer Stiftung imma-
nenten sog. Erstarrungsprinzip aller-
dings nur bis zum Zeitpunkt der Ent-
stehung der Stiftung. Mit der beglau-
bigten Unterzeichnung der in der Folge
zu hinterlegenden Stiftungsurkunde er-
starrt der Wille des Stifters grundsätz-
lich dauerhaft in Form der in der Stif-
tungsurkunde enthaltenen Stiftungs-
erklärung. Dieses Erstarrungsprinzip
kann bei der liechtensteinischen Stif-

tung dadurch durchbrochen werden,
dass sich der Stifter über einen in den
ursprünglichen Statuten verankerten
Änderungs- und Widerrufsvorbehalt
gewisse direkte Einflussmöglichkeiten
auf den Bestand bzw. die Ausrichtung
der Stiftung sichern kann. Insbesonde-
re mit einem Widerrufsvorbehalt kann
er sich das Recht einräumen, die Rück-
abwicklung der Stiftung zu erwirken,
ohne dafür auf die Zustimmung oder
einen entsprechenden Beschluss der
(übrigen) Stiftungsräte angewiesen zu
sein. Auch wenn die Möglichkeit der
Aufnahme eines solchen Änderungs-
und Widerrufsvorbehalts in die Stif-
tungsstatuten beim Stifter sicherlich
auf Interesse stossen dürfte, ist die
Sinnhaftigkeit eines solchen Vorbehal-
tes aber unbedingt in jedem konkreten
Fall zu prüfen.

Konkursprivileg
Eine Besonderheit des liechtensteini-
schen Stiftungsrechtes ist das sog.
Konkursprivileg. Eine solche Privile-
gierung kann der Stifter anlässlich der
Errichtung der zu einer Holdingstif-
tung ausgestalteten Familienstiftung
erwirken, indem er im Rahmen der
Stiftungsstatuten regelt, dass die Gläu-
biger der Begünstigten der Stiftung
den Begünstigten den von ihnen unent-
geltlich erlangten Stiftungsgenuss nicht
auf dem Weg eines Arrests oder eines
Zwangsvollstreckungs- oder Konkurs-
verfahrens entziehen dürfen.

Mindestkapital
Anders als bei einer schweizerischen
Stiftung, bei welcher gesetzlich ledig-
lich vorgesehen ist, dass eine Dotie-
rung mit einem dem Zweck angemes-
senen Vermögen zu erfolgen hat,
schreibt das liechtensteinische Stif-
tungsrecht mit 30’000 Franken ein be-
stimmtes Mindestwidmungsvermögen
vor, welches voll einbezahlt bzw. in
entsprechenden Werten eingebracht
werden muss. Bei hinterlegten Stiftun-
gen prüft das Grundbuch- und Öffent-
lichkeitsregisteramt allerdings nicht,
ob der in der Stiftungsurkunde angege-
bene Mindestwidmungsbetrag der Stif-
tung auch tatsächlich gewidmet wurde.
Nur bei im Öffentlichkeitsregister ein-
zutragenden Stiftungen wird die Ein-
tragung von einem Kapitalnachweis
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einer Bank über die erfolgte Einzah-
lung des Mindestwidmungsbetrages
abhängig gemacht.

Stempelabgabe und Kapitalsteuer
Als Holdingstiftungen ausgestaltete
Familienstiftungen haben aus Anlass
ihrer Errichtung eine einmalige Stem-
pelgebühr in der Höhe von 2‰ des in
der Stiftungsurkunde ausgewiesenen
Widmungsbetrages, mindestens je-
doch 200 Franken, zu entrichten. Dar-
über hinaus aber sind liechtensteini-
sche Stiftungen, welche (jedenfalls im
Inland) kein nach kaufmännischer Art
geführtes Gewerbe betreiben, von Er-
werbs-, Vermögens-, und Ertragssteu-
ern befreit. Es wird lediglich die jähr-
lich zu entrichtende, degressiv ausge-
staltete Kapitalsteuer von 1‰ des aus-
gewiesenen Stiftungsvermögens, je-
doch mindestens 1000 Franken, fällig.
Weitere Steuern und Abgaben treffen
die Stiftung im Inland nicht. Insbeson-
dere sind Ausschüttungen an Begün-
stigte mit Wohnsitz im Ausland im Für-

stentum Liechtenstein – in der Regel
aber nicht im betreffenden Ausland –
ebenso steuerfrei wie ein allfälliger Li-
quidationserlös aus der Auflösung ei-
ner Stiftung. Das gegebenenfalls für die
Einbringung der entsprechenden Be-
teiligungen in eine Kapitalgesellschaft
umgewandelte Familienunternehmen
mit Sitz, Betriebsstätte und gegebenen-
falls auch Grundstücken in der Schweiz
bleibt selbstredend entsprechend dem
einschlägigen schweizerischen Steuer-
recht in der Schweiz steuerpflichtig.

Erwerb von Grundstücken
in der Schweiz
Liechtensteinische Stiftungen können
gemäss Bundesgesetz über den Erwerb
von Grundstücken durch Personen im
Ausland (BewG) in der Schweiz gele-
gene Grundstücke, die für einen wirt-
schaftlichen Zweck genutzt werden
(sog. Betriebsstätte-Grundstücke), be-
willigungsfrei erwerben. Dabei spielt
es keine Rolle, ob das Grundstück der
Stiftung dient oder zur Ausübung einer

wirtschaftlichen Tätigkeit an einen
Dritten vermietet oder verpachtet wird.
Hingegen können in der Schweiz gele-
gene Wohnliegenschaften nicht von ei-
ner liechtensteinischen Stiftung erwor-
ben werden, selbst wenn der oder die
Begünstigten ihren Wohnsitz in der
Schweiz haben bzw. Schweizer Staats-
bürger sind.

Fazit
Das Institut der liechtensteinischen
Stiftung stellt in der Form einer zur
Holdingstiftung ausgestalteten Famili-
enstiftung eine durchaus prüfenswerte
Option für die Nachfolgeregelung in
bezug auf ein Familienunternehmen
dar. Aufgrund des einer Stiftung imma-
nenten Erstarrungsprinzips ist der For-
mulierung der Stiftungsurkunde, wozu
auch die Stiftungsstatuten gehören,
aber besondere Aufmerksamkeit zu wid-
men. Darüber hinaus wäre aber auch
eine solche Lösung mit den erforderli-
chen ehegüter- und erbrechtlichen Vor-
kehrungen zusätzlich abzusichern..


